Deutsdier Bundestag 
5. Wahlperiode 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 
Sitzungen des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 16. Oktober 1968 
am Donnerstag, dem 17. Oktober 1968 
am Freitag, dem 18. Oktober 1968 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
gesamtdeutsdie Fragen 


1. Abgeordneter Bedeutet die Gewährung eines 30 000 DM Zu- 

Schlager sdiusses für die Baufinanzierung der Kinder- 

tagesstätte der Evangelischen Kirdiengemein- 
de Selbitz (Oberfr) aus Mitteln des Ministers 
für gesamtdeutsche Fragen, daß der Bundes- 
minister für gesamtdeutsdie Fragen damit sei- 
ne seit 1964 eingenommene Haltung auf gibt, 
der Betrieb von Kindertagesstätten im Zonen- 
randgebiet sei keine kulturelle Einrichtung 
im Sinne des Einzelplanes 27 02 Tit. 602 b) und 
damit nicht förderungswürdig? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


2. Abgeordneter Kann die Bimdesregierung in Ergänzung der 
Dr. Imle Antwort des Bundesarbeitsministers auf 

die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP — 
Drucksache V/3233 — Angaben darüber ma- 
chen, inwieweit ehemalige Kriegsgefangene 
im Hinblick auf Rechte und Ansprüche gegen- 
über der gesetzlichen Sozialversicherung den 
Verfolgten gleichgestellt werden, um keine 
Benachteiligung bei vergleichbaren Schäden 
eintret en zu lassen? 


3. Abgeordneter Wie ist der gegenwärtige Stand der Vorar- 
Folger beiten zu einem Entwurf eines Deutschen Ar- 

beitsgesetzbuches, deren Einleitimg der 3. Bun- 
destag in der Sitzung vom 2. Dezember 1959 
einstimmig gefordert hat? 


4. Abgeordneter 
Frehsee 


Ist es zulässig, bei der Einstellung von Arbeit- 
nehmern die Angabe möglicher Gerichts- und 
Polizeistrafen zu fordern? 


Druck; Buchdruckerei Petor Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54. Tel. 6 35 51 


Drucksache V/ 3350 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


5. Abgeordneter Wann wird der Nachholbedarf an Telefonan- 
Geldner Schlüssen so weit gedeckt sein, daß die Deut- 

sche Bundespost in der Lage ist, die laufenden 
Anforderungen prompt zu erfüllen? 


6. Abgeordneter Wie erklärt es sich, daß das Land Nordrhein- 
Ollesdi Westfalen das Ingenieur-Zeugnis der als pri- 

vate Ersatz-Sdiule staatlich genehmigten Inge- 
nieurschule für Bergwesen der Westfälischen 
Berggewerkschaftskasse Bochum für den Ein- 
tritt in alle Laufbahnen der gehobenen tech- 
nischen Dienste anerkennt, wogegen die Deut- 
sche Bundespost dasselbe Zeugnis als Nach- 
weis der Vorbildung zum Eintritt in den Vor- 
bereitungsdienst ihres gehobenen technischen 
Dienstes nicht akzeptiert? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 


7. Abgeordneter Bis wann gedenkt die Bundesregierung, in 
Burger Vollzug des vom Bundes ernährungsminister 

im Bundestag im Juni vorgetragenen Beschlus- 
ses des Bundeskabinetts „das Bundesbaugesetz 
zu ändern, um die Bebauung des Außenbe- 
reichs ländlicher Räume zu erleichtern", initia- 
tiv zu werden? 


8. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Zuteilung der Bundesmittel 
Schonhofen zur Förderung der Ersatzbauvorhaben aus An- 

laß der Räumung von Wohngrundstücken in 
der Gemeinde Oberbauer Schaft (Kreis Lüb^ 
becke) im Zusammenhang mit dem dort vor- 
gesehenen Ausbau der B 239 noch aussteht, 
obwohl die Anerkennung als Räumungsfall für 
diese Grundstücke vom zuständigen Landes- 
minister seit dem 2. Oktober 1967 vorliegt? 


9. Abgeordneter Können diese Bundesmittel — falls sie noch 

Schonhofen nicht zugeteilt sein sollten — nunmehr in kur- 

zer Frist den zuständigen Landesbehörden zu- 
geteilt werden, um die drohende Stillegung der 
im Bau befindlichen Ersatzwohnungen und die 
mit der bevorstehenden Schlechtwetterperiode 
verbundenen besonderen Gefahren für diese 
Baustellen abzuwenden? 


Fragesteller hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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I 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie und Jugend 


10. Abgeordnete 
Frau 

Pitz-Savelsberg 

Was ist geschehen, um den Trägern des frei- 
willigen Sozialen Jahres die neue Situation 
bewußt zu machen, die durch das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes vom 18. Juli 1967 
hinsichtlich der Finanzierung der Maßnahmen 
zur Förderung des Freiwilligen Sozialen Jahres 
entstanden ist? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

11. Abgeordnete 

Frau 

Pitz-Savelsberg 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Län- 
der sich ebenfalls auf die neue Lage einge- 
stellt und Mittel in ihren Etats bereitgestellt 
haben? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

12. Abgeordnete 

Frau 

Pitz-Savelsberg 

Welche Träger haben unter Hinweis darauf, 
daß anderenfalls nicht alle Meldungen zum 
Freiwilligen Sozialen Jahr berücksichtigt wer- 
den könnten, im laufenden Haushaltsjahr wei- 
tere Bundesmittel beantragt? 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 

13. Abgeordneter 

Geldner 

Wie steht die Bundesregierung zu der vom 
Bezirksparteitag der CSU Mittelfranken im 
Beisein von Bundesminister Dr. Dollinger vor- 
gebrachten Kritik an ihrer Jugendpolitik, die 
„mehr und mehr zu einer Kleinfürsorge ge- 
worden ist" und auf dem Gebiet der Gesetz- 
gebung eindeutig versagt habe? 



Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 


14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
Sdilager wirken, daß für den beim Aufbau der Staats- 

bibliothek in Berlin benötigten Granit nicht 
nur polnisches Rohmaterial, wie es der Archi- 
tekt wünscht, sondern auch einheimischer Gra- 
nit, vor allem aus dem Zonenrandgebiet, ver- 
wendet und damit zugleich ein Beitrag gelei- 
stet wird, damit die in der Stein- und Erdenin- 
dustrie noch nicht gesicherten Arbeitsplätze er- 
halten werden können? 


15. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Vor- 
Ertl würfe der „Neuen Heimat", das Olympische 

Dorf auf dem Oberwiesenfeld in München 
würde deshalb eine der teuersten Wohnsied- 
lungen in der ganzen Bundesrepublik Deutsch- 
land werden — schon jetzt seien Mieten von 
7 bis 9 DM/qm zu befürchten — , weil die von 
Bund und Land geforderten Grundstücfcspreise 
unverantwortlich hoch seien? 
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Gesdiäftsbereicii des Bundesministers für Gesundheitswesen 


16. Abgeordneter 

Dr. Bediert 
(Gau-Algesheim) 


17. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


18. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


19. Abgeordneter 

Drösdier 


20. Abgeordneter 

Dr. Enders 


Treffen die Feststellungen von Professor Dr. 
med. Oettel zu über die gesundheitliche Ge- 
fährdung von Niditraudiern, die mit Rauchern 
in einem Raum zusammen sind, daß nämlich 
die Nikotin- und Staubkonzentration in kur- 
zer Zeit so hoch werden kann, daß der Nicht- 
raucher gezwungen ist, ebensoviel Tabak- 
schwelprodukte einzuatmen, wie ein inhal- 
lierender Raucher aus einigen Zigaretten ein- 
atmet (Deutsche Medizinische Wochenschrift 
1967, Heft 44)? 

Ist die Bundesregierung bereit zuzugeben, daß 
dieses zwangsweise Inhallieren von Tabak- 
schwelprodukten für die Nichtraucher eine 
Gesundheitsgefährdung bedeutet? 

Was wird die Bundesregierung tun, um zu 
bewirken, daß die maximale Arbeitsplatzkon- 
zentration von Tabakschwelprodukten nicht 
überschritten werden darf? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch ent- 
sprechende Empfehlung an die Gesundheits- 
behörden der Länder für eine einheitliche Re- 
gelung der Entschädigung von Impfschäden 
nach dem Bundesversorgungsgesetz auch dort 
einzutreten, wo Kinder bis zum 14. Lebens- 
jahr nach den Ausführungsverordnungen der 
Länder zum Bundesseuchengesetz keine Rente 
erhalten sollen? 

Welche Haltung nimmt gegenwärtig die Bun- 
desregierung zum Problem der Krankenhausfi- 
nanzierung und der Deckung der laufenden 
Krankenhausunkosten ein? 


Gesdiäftsbereidi des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


21. Abgeordneter Was stört die Bundesregierung im einzelnen 
Dom daran, daß auch die Nachrichtenagenturen AP 

und UPI das Recht des Grundgesetzes in An- 
spruch nehmen, ihre Meinimg in Wort, Schrift 
und Bild frei zu äußern und zu verbreiten? 


22. Abgeordneter Welche Vorteile für sich sähe die Bundesre- 

Dorn gierung in dem Monopol einer einzigen deut- 

schen Presseagentur, wie sie ihren berufenen 
•Sprechern nach deren wiederholten Äußerun- 
gen offenbar vorschwebt? 


23. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung nicht, daß auch 
Dora den deutschen Zeitungen durch die Möglich- 

keit einer freien Auswahl unter mehreren 
Nachrichtenagenturen besser gedient ist als 
durch eine von oben erwünschte Beschränkung 
auf eine? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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Drucksache V/3350 


Gesdtäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


24. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Angaben machen, 

Dr. Giulini ob die in der UNO vertretenen sowjetischen 

Rupubliken Ukraine und RSFSR (Weißruß- 
land) den Atomwaffensperrvertrag unterzeich- 
net haben oder nicht? 

25. Abgeordneter Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 

Dr. Giulini rung bezüglich des Atomwaffensperrvertrages, 

falls die Ukraine und Weißrußland nicht unter- 
schrieben haben? 

26. Abgeordneter Wie lautet der nach Pressemeldungen von Fragesteller hat sich mit 

Dr, Mommer der britischen Regierung unterbreitete Vor- sdiriitlidher Beantwortung 

schlag, unter den europäischen Mitgliedern des einverstanden erklärt. 
Nordatlantischen Vertrages eine eigene Ver- 
teidigungsgemeinschaft innerhalb der atlanti- 
schen Allianz zu bilden? 

27. Abgeordneter Welche Haltung nimmt die Bundesregierung Fragesteller hat sich mit 

Dr. Mommer zu diesem Vorschlag ein? schriftlicher Beantwortung 

einverstanden erklärt. 

28. Abgeordneter Würde die Bundesregierung die Nichtteilnah- Fragesteller hat sich mit 

Dr. Mommer me eines aus der Organisation des Nordatlan- schriftlicher Beantwortung 

tischen Vertrages ausgeschiedenen Mitgliedes einverstanden erklärt. 
für einen Grund halten, die deutsche Teilnah- 
me an der Verwirklichung des Vorschlages 
auszuschließen? 


Gesdiältsbereidi des Bundesministers des Innern 

29. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. WÖrner rung, die Zusammenarbeit zwischen Staat und 

Sport entsprechend der auf dem Bundestag 
des Deutschen Sportbundes proklamierten 
„sinnvollen Kooperation" weiter zu verbes- 
sern? 

30. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bisher getan, um 

Dr. Wömer ihre in der Sportdebatte des Deutschen Bun- 

destages am 1. Dezember 1967 angekündigten 
Pläne zu verwirklichen? 

31. Abgeordneter Welche Gründe veranlassen die Bundesregie- 

Müser rung, besonders befähigten Beamten des ge- 

hobenen technischen Dienstes den Aufstieg in 
den höheren technischen Verwaltungsdienst zu 
verwehren? 

32. Abgeordneter In welcher Weise ist die hessische Landesre- 

Picard gierung an die Bundesregierung herangetreten, 

um eine Herabsetzung des Wahlalters durch 
eine entsprechende Gesetzesvorlage der Bun- 
desregierimg zu erreichen? 
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33. Abgeordneter 
Picard 


34. Abgeordneter 
Fritsch 
(Deggendorf) 


35. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Emmert 

36. Abgeordneter 

Dr, Müller- 
Emmert 

37. Abgeordneter 

Dn Müller- 
Emmert 

38. Abgeordneter 
Schultz 
(Gau- 

Bischofsheim) 


39. Abgeordnete 

Frau Dr. 
Diemer- 
Nicolaus 

40. Abgeordnete 

Frau Dr. 
Diemer- 
Nicolaus 

41. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Berlin/Köin) 


42. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Berlin/Köln) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
dafür zu sorgen, daß Abgeordnete bei offizi- 
ellen Veranstaltungen, vor allem unterhalb der 
Länderebene, die ihnen als Vertretern der Le- 
gislative im Verhältnis zur Executive gebüh- 
rende Achtung erfahren? 

Ist unter den gegebenen Verhältnissen mit 
der für das kommende Jahr vorgesehenen 
Öffnung des Grenzüberganges zur CSSR in 
Bayerisch Eisenstein zu rechnen? 


Welche weiteren Sportleistungszentren sind 
entsprechend ihrer zeitlichen \md finanziellen 
Reihenfolge auf Bundesebene noch geplant? 

Wie erfolgt die Zusammenarbeit mit den Sport- 
leistungszentren der Bundesländer? 


Durch welche Finanzierungshilfen wurden die 
bisher in der Bimdesrepublik Deutschland er- 
richteten Sportleistüngszentren gefördert? 

Zu welchem Ergebnis haben die Erwägungen 
geführt, die, laut Auskunft des Parlamenta- 
rischen Staatssekretärs beim Bundesinnenmi- 
nisterium vom 21. Juni 1968 im Bundestag, 
innerhalb der Bundesregierung auch mit dem 
Ziel angestellt werden, Wehrpflichtige, die 
jetzt einen Studienplatz in Aussicht haben, 
ihren Wehrdienst vorzeitig beenden zu lassen, 
um es ihnen zu ermöglichen, ihr Studium ohne 
einen zusätzlichen Zeitverlust von vier Mona- 
ten schon mit dem Wintersemester und nicht 
erst mit dem nächsten Sommersemester auf- 
zunehmen? 

Werden innerhalb der Bundesregierimg Tele- 
fongespräche ohne Wissen und Einwilligung 
der Teilnehmer auf Tonband auf genommen? 


Wer trägt dafür die politische Verantwortung? 


Wie viele ausländische Staatsangehörige sind 
in den Jeihren von 1958 bis 1967 eingebürgert 
worden, obwohl sie ihren Wohnsitz noch nicht 
zehn Jahre oder noch nicht fünf Jahre oder 
noch nicht drei Jahre in der Bimdesrepublik 
Deutschland hatten? 

Aus welchen besonderen Gründen ist die Ein- 
bürgerung der in Frage 41 erwähnten Perso- 
nen erfolgt? 


Fragesteller hat sich mit 
sdirittlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt 

Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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Drudcsadie V/3350 


43. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in den Fällen, 
Dr. Müller- wo durch Eingemeindungen und die Bildung 

Hermann von Großgemeinden sich die bisherigen Orts- 

mittelpunkte für die Bestimmung der Nahver- 
kehrszone ändern und damit wichtige Nahver- 
kehrsrelationen zerrissen werden, durch die 
Zulassung bezirklicher Ortsmittelpunkte zu 
helfen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Justiz 


44. Abgeordneter 
Meister 


45. Abgeordneter 
Meister 


46. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


47. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 

48. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 


49. Abgeordneter 

Varelmann 


50. Abgeordneter 

Varelmann 


51, Abgeordneter 
Varelmann 


Hält die Bundesregierung die gesetzliche Ent- 
schädigungsgebühr für Sachverständige bei 
Gericht mit 7,50 DM pro Stunde noch für an- 
gemessen? 

Ist die Bundesregierung bereit, in Kürze die 
Gebührenordnung für Sachverständige den 
heutigen Verhältnissen anzupassen? 

Kann die Bundesregierung Meldungen bestä- 
tigen, denen zufolge der Bimdesjustizminister 
imd der Staatssekretär im Bundesjustizministe- 
rium mit einigen Gründungsmitgliedern der 
DKP über die rechtlichen Voraussetzungen für 
die Gründung einer kommunistischen Partei in 
der Bundesrepublik Deutschland gesprochen 
haben? 

Aus welchen Gründen sind solche Gespräche 
geführt worden? 


Würde die Bimdesregierung künftig möglicher- 
weise anderen radikalen Parteien oder Grup- 
pen die Möglichkeit geben, sie vor einer Grün- 
dvmg oder einem Verbot über die jeweilige 
Rechtslage zu konsultieren? 

Sieht die Bimdesregierung eine Möglichkeit, 
der zum Teil überspannten Entwicklung des 
Erbbauzinses für Baugrundstücke im sozialen 
Wohnungsbau zu begegnen? 

Wann darf man von Wucher beim Erbbauzins 
sprechen, wenn davon kinderreiche Familien 
mit schwachen Einkommen betroffen sind, 
wenn die Steigerung 100, 200, 300 oder mehr 
als 400°/o beträgt? 

Wird durch die Steigerung des Erbbauzinses 
für Wohngelände das Ansehen der DM nicht 
erheblich, geschwächt? 


52. Abgeordneter 

Sdimidt 

(Kempten) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit 
zu verhindern, daß durch leichtfertige oder ein- 
seitige gerichtsmedizinische Gutachten, wie 
mehrmals im Zusammenhang mit Gutachten 


Fragesteller hat sich mit 
sdhriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt 


Fragesteller hat sich mit 
schrifilicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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des Münsteraiier Geriditsmediziners Ponsold 
nach Presseberichten geschehen, Fehlurteile ge- 
fällt werden? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

53. Abgeordneter Welche praktischen politischen Konsequenzen 

Mertes gedenkt die Bundesregierung aus der Erkennt- 

nis des Staatssekretärs Grund zu ziehen, ob 
die Bundesrepublik Deutschland bei dem stän- 
dig steigenden Volumen des EWG-Garantie- 
fonds die Belastimgen auf Dauer tragen kann, 
die sich aus der Differenz zwischen einem Bei- 
trag von etwa 31% und einer Rückvergütung 
von nur 15 bis 18% ergeben (Finanznachrich- 
ten des Bundesministeriums der Finanzen vom 
19. September 1968)? 

54. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, nachdem die 

Dröscher seit Jahren vorgesehene Verlegung des ameri- 

kanischen, mitten in der Stadt Bad Kreuznach 
gelegenen Flugplatzes bisher nicht zustande 
gekommen ist, nunmehr mit den Alliierten 
Streitkräften mit dem Ziel zu verhandeln, daß 
dieser ohnehin kaum in Anspruch genommene 
Flugplatz ganz aufgegeben wird? 

55. Abgeordneter Treffen Berichte zu, wonach die Auflösung 

Dr. Enders der Beförderungsteuerstelle beim Finanzamt 

Fulda erwogen wird und somit eine Dienst- 
stelle im Zonenrandgebiet verloren geht? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 

56. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Gründe bekannt, 
Dr. Friderichs die zum Ausscheiden von Professor Stützei aus 
dem Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung geführt 
haben? 

57 Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu (u. a. FAZ vom 
Dr. Friderichs 24. September), wonach Professor Stütze! bei 
der Abfassung der Jahresgutachten Alterna- 
tiven den Vorrang vor eindeutigen Empfeh- 
lungen gegeben haben soll? 

58. Abgeordneter Haben Meinungsverschiedenheiten um die 

Dr. Friderichs Haltung des Sachverständigenrates zur Auf- 

wertung der D-Mark zum Ausscheiden von 
Professor Stützei geführt? 

59. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß die Bundes- 

Dr. Lenz regierung zögert, handelspolitische Zuständig- 

(Bergstraße) keiten, vor allem soweit sie den Handel mit 

osteuropäischen Staaten betreffen, an die Eu- 
ropäische Gemeinschaft abzugeben, obwohl im 
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Dradcsadte V/3350 


60. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


61. Abgeordneter 

Sdimidhuber 


62. Abgeordneter 

Fritsdi 

(Deggendorf) 

63. Abgeordneter 
Ravens 


64. Abgeordneter 

Ravens 


65. Abgeordneter 
Ravens 


66. Abgeordneter 

Junghans 


67. Abgeordneter 

Junghans 


68. Abgeordneter 

Junghans 


EWG-Vertrag vorgesehen ist, daß die ge- 
meinsame Handelspolitik nach Ablauf der 
Übergangszeit nach einheitlichen Grundsätzen 
gestaltet wird? 

Bei Bejahung der Frage 59: hat die Bundes- 
regierung die Absicht, ihre Haltung so recht- 
zeitig zu ändern, daß die Gemeinschaft ab 
1. Januar 1970 eine gemeinsame Handelspo- 
litik betreiben kann? 

Wann wird die Bundesregierung dem Bundes- 
präsidenten einen Nachfolger für Prof. Stütze! 
als Mitglied des Sachverständigenrats zur Be- 
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung Vorschlägen? 

Ist eine Förderung der geplanten und notwen- 
digen Ferngasversorgung des mittleren baye- 
rischen Waldes durch Bundesmittel möglich? 

Wie sind Presseäußerungen in der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung und im Handelsblatt vom 
4. Oktober d. J. zu werten, denen zufolge die 
Dresdner Bank und der französische Mineräl- 
ölkonzern Compagnie Frangaise des Petroles 
(CFP) übereingekommen sind, eine gemein- 
same Gesellschaft zu gründen, die unter ande- 
rem das GBAG-Paket der Dresdner Bank über- 
nehmen soll? 

Welche Ergebnisse wurden bei dem letzten 
Konsultationstreffen der französischen Regie- 
rung und der Bundesregierung auf dem Gebiet 
der Mineralölpolitik erzielt? 

Zielt die Mineralölpolitik der Bundesregierung 
auf eine Zusammenarbeit einzelner deutscher 
Mineralölfirmen mit anderen europäischen Un- 
ternehmen oder ist sie vorrangig auf eine en- 
gere Kooperation der deutschen Mineralöl- 
firmen gerichtet, der eine internationale Zu- 
sammenarbeit auf europäischer Ebene folgen 
soll? 

Hat die Bundesregierung zu deutschen Mine- 
ralölfirmen und Banken Kontakte aufgenom- 
ihen mit dem Ziel, ihre energiepolitischen Vor- 
stellungen zu verwirklichen? 

Welche Ergebnisse sind in den Verhandlungen 
mit den deutschen Mineralölfirmen und . Ban- 
ken erzielt worden? 

Wie bewertet die Bundesregierung die Presse- 
meldungen zufolge von der Dresdner Bank 
abgegebene Erklärung, daß sie hinsichtlich ih- 
rer Mineralölinteressenten keine den Absich- 
ten der Bundesregierung entgegenstehenden 
Schritte unternehmen wird? 
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69. Abgeordneter 

Josten 


70. Abgeordneter 

Westphal 


71. Abgeordneter 
Westphal 


72. Abgeordneter 

Westphal 


73. Abgeordneter 

Porsdx 


Wie beurteilt die Bundesregierung die vom 
Bundeswirtsdiaftsministerium veröffentlidite 
Studie zur Strukturpolitik, welche eine große 
Unruhe besonders in den kleinbäuerlichen Be- 
trieben hervorgerufen hat? 

Warum wurde bisher die erforderliche Zu- 
stimmung zur Auszahlung von Stillegungs- 
prämien an solche Zechengesellsdiaften des 
Steinkohlenbergbaus nicht gegeben, deren 
Zechen vor Inkrafttreten der Richtlinien der 
„Aktionsgemeinschaft Deutsche Steinkohlen- 
reviere" (sogenannte Vorrichtlinienfälle) still- 
gelegt wurden und denen im März 1966 Gleich- 
behandlung im Rahmen des Möglichen in Aus- 
sicht gestellt worden ist? 

Haben neben den von der Stillegung der 
Kleinzeche „Justus" betroffenen Bergarbeitern 
auch Bergarbeiter anderer Zechen, die zu den 
Vorrichtlinienfällen gehören, bisher keine Hil- 
fen aus vereinbarten betrieblichen Sozialplä- 
nen erhalten, weil die Stillegungsprämien an 
die Zechengesellschaften noch nicht ausgezahlt 
worden sind? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
zu verhindern, daß durch die Ablehnung der 
Auszahlung von Stillegungsprämien an die 
Vorrichtlinienfälle die von diesen Stillegungen 
betroffenen Bergarbeiter weiterhin auf Hilfen 
und Abfindungszahlungen aus betrieblichen 
Sozialplänen warten müssen? 

Wird die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
Pörderungsprogramme in den Zonenrandge- 
bieten auch Zuschüsse für dringend benötigte 
Kindergärten einplanen, nachdem es solche 
für Schulen, Kulturhallen und Hallenschwimm- 
bäder bereits gibt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


74. Abgeordneter Werden seitens der Bundesregierung Pläne 
Ertl unterstützt, durch sogenannte Stillegungsprä- 

mien landwirtschaftliche Nutzflächen, insbe- 
sondere in Grenzgebieten, aus der Produktion 
herauszuziehen? 


75. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die durch 
Picard Preiseinbrüche hervorgerufene schwierige fi- 

nanzielle Lage vieler Ansiedlerhöfe dadurch 
zu erleichtern, daß sie Zins- und Tilgungszah- 
lungen für Darlehen aus Bundesmitteln in von 
der Witterung besonders benachteiligten Ge- 
bieten um ein Jahr und in den übrigen Gebie- 
ten um ein halbes Jahr aufschiebt und die Ge- 
samtlaufzeit entsprechend verlängert? 
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76. Abgeordneter 

Reidimann 


77. Abgeordneter 

Reichmann 


78. Abgeordneter 

Sdimidt 

(Kempten) 


79. Abgeordneter 

' Lenders 


80. Abgeordneter 
Lenders 


81. Abgeordneter 

Lenders 


82. Abgeordneter 
Zel^isdi 


83. Abgeordneter 

Zebisdi 


84. Abgeordneter 

Zebisdi 
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Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach in 
Frankreich beabsichtigt ist, eine neue natio- 
nale Landwirtschaftspolitik mit Agrarpreis- 
stützungen für das nächste Jahr in Höhe von 
7,5 Mrd. Frs. durchzuführen? 

Ist die Bundesregierung bereit, gegebenenfalls 
adäquate Maßnahmen durchzuführen, um die 
deutsche Landwirtschaft wettbewerbsfähig zu 
halten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die in ei- 
ner Entschließung niedergelegte Feststellung 
der Allgäuer Kreisverbände des Bayerischen 
Bauernverbandes, daß die Grünlandbetriebe 
im Allgäu durch den rapiden Rückgang des 
Erzeugerpreises für Milch seit Jahresbeginn 
um 5 Pf je kg und damit um 13Vo ernsthaft in 
ihrer Existenz gefährdet seien, da ein Errei- 
chen des europäischen Richtpreises von 39 Pf 
je kg wegen der Überschußproduktion in ab- 
sehbarer Zeit nicht zu erreichen sei und ein 
Ausweichen auf andere Produktionszweige auf 
Grund der Struktur der Grünlandbetriebe im 
Allgäu und der klimatischen Verhältnisse nicht 
möglich sei und somit die auf den Grün- 
landbetrieben lastenden finanziellen Verpflich- 
tungen nicht erfüllt werden könnten? 

Welche Absicht verbindet die Bundesregierung 
mit der Verordnung zur Einstellung der Trink- 
milch auf 3,3 Vo Fettgehalt? 

Weshalb hat die Bundesregierung von der 
Möglichkeit eines differenzierten Milchange- 
botes nicht Gebrauch gemacht? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
des Verbrauchers die Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, daß eine auf einen Fettgehalt un- 
ter 3,3 Vo eingestellte Trinkmilch in Zukunft 
ebenfalls mit festen Abgabepreisen in Flaschen 
oder in nicht standfesten Einmal-Packungen 
angeboten wird? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
auch die Studenten und Gäste von Jugend- 
herbergen in die Aktion Sozialbutter zum Ab- 
bau des Butterberges miteinzubeziehen? 

Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
bisher bei der Konzipierung imd Vorberei- 
tung der landwirtschaftlichen Modellgebiete 
gemacht? 

Aus welchen Gründen ist das für den Raum 
Oberpfalz vorgesehene landwirtschaftliche 
Modellgebiet noch immer nicht in das Stadium 
einer Realisierung getreten, obwohl es vor 
Monaten schon in der Presse groß angekün- 
digt worden ist? 
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85. Abgeordneter Wie vereinbart sidi mit dem neuen Agrar- 
Drösdier Programm der Bundesregierung die Tatsache, 

daß vom Land Rheinland'Pfalz nadi wie vor 
für Investitionsprogramme Zinszusdiüsse nur 
gegeben werden nach Richtlinien, die von ei- 
ner Richtgröße der Betriebe (etwa in der Ge- 
meinde Meddersheim, Kreis Bad Kreuznach) 
von 14 ha für Ackerbaubetriebe oder 3,3 ha 
Weinbau ausgehen? 

Welche Verwendung haben diejenigen 100 
Mio DM gefunden, die aus dem Haushalt 1968, 
Einzelplan 10, aus dem Titel Getreidepreisaus- 
gleich in Höhe von 560 Mio DM abgezweigt 
und nicht an die Getreidebauern ausgezahlt 
wurden? 

87. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Einvernehmen mit 

Peters der EWG-Kommission über die Verwendung 

(Poppenbüll) der 100 Mio DM nach Frage 86 herbeigeführt? 

88. Abgeordneter Inwieweit beeinflussen Futtermitteleinfuhren 

Weigl die Höhe der deutschen Milcherzeugung? 

89. Abgeordneter Trifft es zu, daß eine Verteuerung der Futter- 

Weigl mitteleinfuhren eine wegen der Überproduk- 

tion notwendige Teilkontingentierung der 
Milcherzeugung überflüssig machen würde? 

90. Abgeordneter Kann die Bundesregierung über den Abbau 

Weigl weiterer Einfuhrhemmnisse einen Beitrag zur 

Beendigung der Diskussion über die DM- 
Aufwertung leisten? 

Entspricht die Behauptung den Tatsachen, 
daß die Aufnahme der diesjährigen Getreide- 
ernte durch die erste aufnehmende Hand des- 
wegen im Bundesgebiet auf die überall beob- 
achteten Schwierigkeiten gestoßen sei, weil 
die Lagerräume der Einfuhr- und Vorrats stelle 
durch frühere Einfuhren aus Drittländern und 
insbesondere aus anderen Mitgliedstaaten der 
EWG bereits gefüllt gewesen seien (Deutsche 
Bauernzeitung, Ausgabe Nr. 33 vom 15. Au- 
gust 1968, Seite 1)? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 

92. Abgeordneter Trifft es zu, daß die größten Kampfeinheiten 

Jung der Bundesmarine, die Zerstörer der Hamburg- 

Klasse, die bereits 1955 auf Kiel gelegt wur- 
den, aus technischen Gründen bis heute noch 
nicht voll einsatzfähig sind und dies auch 
möglicherweise nicht werden? 

93. Abgeordneter Was sind die Gründe dafür, daß die- Einsatz- 

Jung fähigkeit dieser Schiffe durch das Fehlen be- 

stimmter waffentechnischer Einrichtungen bzw. 


91. Abgeordneter 
Sdilee 


86. Abgeordneter 
Peters 

(Poppenbüll) 
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durch mangelhafte oder fehlende, jedoch an 
sich notwendige Geräte anderer Art erheblich 
beeinträchtigt ist? 

94. Abgeordneter Wann werden diese Mängel, über die man 

Jung sich in Marinekreisen leider einig ist, besei- 

tigt werden? 

95. Abgeordneter Wie äußert sich die verschiedentlich gemelde- 

Dr. Marx te sowjetische Beobachtimg des NATO-Ma- 

(Kaiserslautem) növers „ Sil ver Tower"? 

96. Abgeordneter Wie beurteilen die NATO-Stäbe und cjie zu- 

Dr. Marx ständigen Stellen der Bundesregierung die 

(Kaiserslautem) bei dem unter Frage 95 genannten Manöver 

zu wiederholtem Male fest gestellten Beob- 
achtungen durch sowjetische Aufklärungsein- 
heiten? 

97. Abgeordneter Ist die Verlegung von französischen Truppen 

Draeger aus der Garnison Saarlouis nach Nordwest- 

Frankreich im Einverständnis mit der Bundes- 
regierung erfolgt? 

98. Abgeordneter Kann die Bundesregierung erklären, ob diese 

Draeger Maßnahme bedeutet, daß Frankreich auf den 

Standort Saarlouis endgültig verzichtet hat? 

99. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Draeger rung, die freigewordene Garnison Saarlouis 

für die Bundeswehr zu nutzen? 

Kann die Bundesregierung eine Erklärung da- 
für abgeben, daß nach einer Pressemeldung 
dem 69jährigen Landwirt Josef Prinz aus Lom- 
mersum bei Euskirchen, der am 22. Mai 1967 
im Zusammenhang mit einem Starfighter-Ab- 
sturz starke Verbrennungen erlitt und wahr- 
scheinlich nie mehr gesund werden wird, sei- 
tens der zuständigen Wehrbereichs Verwaltung 
lediglich ein Schmerzensgeld von 2000 DM mit 
der Begründung gezahlt wurde, in seinem Al- 
ter könne nur eine 35Voige Beschädigung aner- 
kannt werden, wäre er jedoch noch nicht 65 
Jahre alt, hätte ihm eine 100^/oige Arbeitsun- 
fähigkeit zuerkannt werden können? 

101. Abgeordneter Wann werden die wehrpflichtigen Abiturien- 

Dr. Klepsch ten, die Medizin studieren wollen und ihre Zu- 

lassung zum Wintersemester 1968/69 bereits 
haben, aus der Bundeswehr entlassen? 

102. Abgeordneter Welches ist der gegenwärtige Sachstand in den 

Fritsch Bemühungen um die Verlegimg des Luft-Bo- 

(Deggendorf) den-Schießplatzes in Siegenburg, Landkreis 

Kelheim? 

103. Abgeordneter Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach 

Schultz Mitglieder der Bundesregierung beschlössen 

(Gau- haben, 88 Maschinen des Typs „Phantom" in 

Bischofsheim) den USA für die Bundesluftwaffe zu kaufen? 


100. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 
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104. Abgeordneter Ist es richtig, daß die US-Regienuig der deut- 

Schultz sehen Luftfahrtindustrie für die Zeit nach dem 

(Gau- Abschluß des „Phantom "-Vertrages „Kompen- 

Bischofsheim) sationsaufträge" in Höhe von rund 50 Millio- 
nen Deutsche Mark zugesagt hat? 

105. Abgeordneter Welche Bedenken hat die Bundesregierung, 

Dr, Müller- Brillenträger für die Ausbildung zu nautischen 

Hermann Offizieren in der Seeschiffahrt zuzulassen? 

106. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, entsprechen- 

Dr. Müller- den Regelungen anderer Länder zu folgen und 

Hermann die Anforderungen an die Sehkraft den mo- 

dernen Hilfsmitteln der Nautik anzupassen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 


107. Abgeordnete Hält die Bundesregierung es für gerecht und 
Frau Fundte vertretbar, daß die Deutsche Bundesbahn Ver- 
billigungen nur für „paarweise" Reisen ge- 
währt, so daß z. B. eine Mutter mit ihrem Sohn 
verbilligt reisen kann, nicht aber eine Mutter 
mit ihrer Tochter? 

108. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 

Mertes Sache, daß die geplante Bundesautobahn Basel- 

Lindau-München im Landesentwicklungsplan 
Baden-Württemberg als durch die Schweiz füh- 
rend ausgewiesen wird, obwohl in früheren 
Plänen die Autobahnstreckenführung als auf 
deutschem Gebiet verlaufend aufgezeigt 
wurde? 

109. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Mertes die neue Streckenplanung für den Kreis Do- 

naueschingen, für die Teile der Kreise Walds- 
hut und Konstanz, insbesondere aber auch für 
die Stadt Blumberg erhebliche wirtschaftliche 
Nachteile befürchten läßt? 

110. Abgeordneter Trifft eine Mitteilung des Niedersächsischen 

Dr. Heilige Landkreistages zu, daß die Deutsche Bundes- 

bahn den Verkehr auf der Strecke Göttingen - 
Dransfeld - Hann. Münden ganz oder in eini- 
gen Streckenabschnitten stillzulegen beab- 
sichtigt? 

111. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung bekannt, daß die Fragesteller hat sich mit 

Freiherr von verladende Wirtschaft im Kreis Schlüchtern schriftlicher Beantwortung 

Kühlmann- Stumm durch die ungünstige Verkehrslage erheblich einverstanden erklärt 

beeinträchtigt und im Wettbewerb benachtei- 
ligt ist? 

112. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung bekannt, daß die Fragesteller hat sich mit 

Freiherr von für diesen Zonenlandkreis unerläßlich wichtige schriftlicher Beantwortung 

Kühlmann-Stumm Neuansiedlung von Industriebetrieben an die- einverstanden erklärt 

ser schlechten Verkehrslage gescheitert ist? 
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113, Abgeordneter 

Freiherr von 
Kühlmann<Stumm 


114. Abgeordneter 

Burger 


115. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


116. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


117. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Wuppertal) 


118. Abgeordneter 

Baier 


119. Abgeordneter 

Strohmayr 


Welche Maßnahmen auf dem Gebiet des Stras- 
senbaus wird die Bundesregierung ergreifen, 
um durch den lange versprochenen Ausbau der 
B 40 in Richtung Autobahnauffahrt Hanau und 
in Richtung Autobahnauffahrt Fulda-Süd so- 
wie der Straßen in Richtung Autobahnauffahrt 
Brückenau-Süd oder Brückenau-Nord den Kreis 
Schlüchtern wenigstens an das bestehende Au- 
tobahnnetz so anzuschließen, daß auch schwere 
Lastwagen ohne Schwierigkeiten vorankom- 
men? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Zuge des 
weiteren Ausbaus der B 33 im Kinzigtal die 
Umgehungen von Haslach, Hausach und Stei- 
nach vorzuziehen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mitte 
Juli 1968 in der Bundesrepublik Deutschland 
bekanntgewordene Veröffentlichung des „Eid- 
genössischen statistischen Amtes" über die 
schweizerische Straßenrechnung 1959 bis 1965, 
statistische Quellenwerke der Schweiz, Heft 
424, Bern, März 1968, insbesondere die darin 
angewandten, vom Schweizer Bundesrat ge- 
nehmigten Methoden? 

Hält es die Bundesregierung für zweckmäßig, 
im Interesse einer schnellen und objektiven 
Klärung des seit vielen Jahren anstehenden 
Wegekostenproblems, das Schweizer Beispiel 
aufzugreifen, die anzuwendenden Methoden 
wie in der Schweiz nach Anhörung der betei- 
ligten Verkehrsträger festzulegen und an- 
schließend einen Auftrag an das Statistische 
Bundesamt zu erteilen mit der Aussicht auf 
allseitige Anerkennung, eine Wegekostenrech- 
nung zu erstellen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
in ihrem Vorschlag einer Richtlinie zur Anpas- 
sung der nationalen Systeme der Steuern 
für Nutzfahrzeuge vom 16. Juli 1968 vorge- 
schlagenen Methoden zur Gestaltung einer 
Straßenbenutzungsgebühr sowie die diesem 
Verfahren ähnlichen Methoden der bekannten 
Laval-Kommission? 

Ist der Bundesverkehrsminister angesichts der 
sich häufenden Fälle von Fehlleitungen von 
Kraftfahrzeugen am Autobahnkreuz Walldorf 
nunmehr bereit anzuordnen, daß durch die An- 
bringung eines Hinweises auf die nächste Aus- 
fahrt Walldorf dies künftig vermieden wird? 

Was hält die Bundesregierung von dem Vor- 
schlag, den Führerscheinen ein kleineres For- 
mat zu geben, etwa die Größe des Bundes- 
personalausweises? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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120. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Strohmayr es nützlich wäre, das Format aller Kfz-Papiere 

auf die Größe des Bundespersonalausweises zu 
reduzieren, wie dies etwa im US-Staat Kali- 
fornien längst praktiziert wird? 

121. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Ollesch entsprechend einem Vorschlag des Bundesfi- 

nanzministers den Gemeinden das Recht ein- 
zuräumen, die Höhe der Parkgebühren selbst 
festzusetzen? 

122. Abgeordneter Welche Investitionskosten würden dem Bund 

Müser entstehen, wenn alle Bundesautobahnen bei 

Dunkelheit und unsichtigem Wetter beleuchtet 
würden? 

123. Abgeordneter Welche Betriebskosten würden dem Bund ent- 

Müser stehen, wenn alle Bundesautobahnen bei Dun- 

kelheit und unsichtigem Wetter beleuchtet 
würden? 

124. Abgeordnete Wie vereinbart die Bundesregierung ihre fa- 
Frau Mönikes milienpolitischen Grundsätze mit dem Werbe- 
slogan der Deutschen Bundesbahn „Grünes 
Licht für rosa Zeiten'"? 

125. Abgeordnete Ist die Bundesregierung bereit, auf die Deut- 

Frau Mönikes sehe Bundesbahn dahin gehend einzuwirken, 

daß die Ermäßigung auch auf Kinder in der 
Familie ausgedehnt wird? 

126. Abgeordneter Treffen Zeitungsberichte zu, daß die von der 
Schmidhuber Deutschen Bundesbahn für den S-Bahn- Ver- 
kehr im Raum München entwickelten Trieb- 
wagen ET 20 für den Betrieb auf der von der 
Stadt München zu errichtenden Nord-Süd U- 
Bahnstrecke wegen ihrer Abmessungen nicht 
geeignet sind? 

127. Abgeordneter Ist dadurch ein zukünftiger Verkehrsverbund 
Schmidhuber zwischen der V-Bahn und der U-Bahn in 

München in Frage gestellt oder technisch er- 
schwert? 

128. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn 

Wieninger auf eine gemeinsame Anfrage der Stadtver- 

waltung München und der Regierung von 
Oberbayern im Jahre 1964 zu erkennen gege- 
ben hat, daß sie einen S-Bahnzug ET 27 ent- 
wickelt, für den eine Tunnelhöhe von 4,90 m 
ausreiche? 

129. Abgeordneter Wann hat die Deutsche Bundesbahn die Stadt- 

Wieninger Verwaltung München von der Veränderung 

ihrer Planungskonzeption bezüglich der Ab- 
messungen der S-Bahnzüge verständigt? 
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130. Abgeordneter 

Wieninger 


131. Abgeordneter 

Felder 


132. Abgeordneter 

Felder 


133. Abgeordneter 

Sdimitt 

(Lockweiler) 


134. Abgeordneter 
Schmitt 
(Lodcweiler) 


135. Abgeordneter 

Sdimitt 

(Lodkweiler) 


136. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 

137, Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 


138. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 


139. Abgeordneter 
Ramms 


140. Abgeordneter 
Ramms 


Welche Vorkehrungen wird die Deutsdie Bun- 
desbahn treffen, um in Zukunft eine bessere 
Koordinierung der Planung und des Baus un- 
terirdisdier Massenverkehrsmittel im Raum 
München zu erreichen? 

Würde es die Bundesregierung nicht für zweck- 
mäßig erachten, den Reisedienst der Deutschen 
Bundesbahn (Zugsekretariat) bei den TEE-Zü- 
gen Rembrandt und Rheingold jeweils bis zur 
Endstation der beiden Züge, also in den EWG- 
Raum hinein, auszudehnen? 

Kann die Bundesregierung feststellen, ob auch 
für den TEE Parsifal {Hamburg-Paris) die 
Nachfrage nach einem durchgehenden Reise- 
dienst besteht? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Kon- 
tingente für die große Zone im deutsch-fran- 
zösischen Straßengüterverkehr gemäß der Ver- 
waltungsvereinbarung vom 13. Juni 1961 dem 
Handelsaustausch von Gütern nicht gerecht 
werden? 

Trifft es zu, daß die französischen zuständigen 
Stellen bereit sind, durch geeignete Maßnah- 
men einen befriedigenden Zustand herbeizu- 
führen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
bald für die verladende Wirtschaft einen Zu- 
stand herbeizuführen, der die gegenwärtigen 
Behinderungen beseitigt? 

Wann wird mit dem 4-spurigen Ausbau der 
Bundesstraße 9 zwischen der Stadt Bingen und 
der Landeshauptstadt Mainz begonnen? 


Vertritt die Bundesregienmg die Meinung, 
daß die Strecke der Bundesstraße 9 zwischen 
der Landeshauptstadt Mainz und der Stadt 
Bingen als Autobahn auszubauen ist? 

Wenn die Frage 137 von der Bundesregierung 
bejaht wird, ergeben sich dann für den Raum 
um und zwischen den Städten Mainz, Bingen 
und Alzey in Rheinhessen irgendwelche Kon- 
sequenzen für andere Straßenbauprojekte? 

Ist der Bundesregienmg bekannt, was die 
Deutsche Bundesbahn daran hindert, an Fem- 
schnellzüge auch Wagen zweiter Klasse anzu- 
hängen? 

Was hat die Bundesregierung bewogen, für 
1971 eine Verlegimg der Abteilung Seever- 
kehr des Bundesverkehrsministeriums nach 
Bonn ins Auge zu fassen? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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141. Abgeordneter Ist im Zusammenhang mit dieser Zeitungs- 

Ramms berichten zufolge geplanten Verlegung der Ab- 

teilung Seeverkehr auch eine Trennung des 
bisher damit verbundenen Deutschen Hydro- 
graphischen Instituts und des Deutschen See- 
wetterdienstes beabsichtigt? 

142. Abgeordneter Ist die Bmidesregierung nach den bisherigen 

Dr. Enders Unfällen bereit, die Abfahrten am Autobahn- 

abzweiger Fulda-Nord so zu verbessern, daß 
abfahrende Fahrzeuge nicht mehrere Fahrbah- 
nen überqueren müssen imd dadurch sich und 
andere Verkehrsteilnehmer gefährden? 

143. Abgeordneter Ist eine ausreichende technische Überwachung 

Schmitt- der von den alliierten Streitkräften privat be- 

Vockenhausen nutzten Kraftfahrzeuge gewährleistet? 

144. Abgeordneter Hält die Bundesregierung den am 1. November 

Schmitt- 1968 in Kraft tretenden Winterflugplan der 

Vockenhausen Lufthansa für den innerdeutschen Flugverkehr 

für ausreichend? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 

145. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Ott rung, das Wehrpflichtige nach Ableistung 

ihrer Dienstpflicht nicht imter das Los verfah- 
ren bei der Besetzung von Studienplätzen fal- 
len? 

146. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es im Interesse der 

Ott Gleichbehandlmig aller Staatsbürger für ver- 

tretbar, daß nicht Dienende durch Einsparung 
von 18 Monaten Wehrdienst selbst beim Los- 
verfahren noch wesentlich früher einen Stu- 
dienplatz erhalten als Wehrpflichtige, die nach 
18 Monaten Dienstzeit durch das Losverfahren 
benachteiligt werden? 

147. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Besorgnis, 

Ott daß durch ein solches Verfahren harte Anfor- 

derungen an junge Staatsbürger gestellt wer- 
den, die vermieden werden sollten? 

148. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, das An- 

Moersch fang dieses Jahres vorgelegte Programm für 

die Entwicklung der Kernenergie mit der vor- 
gesehenen weiteren Förderung eines Dampf- 
brüter- Projektes zu ändern? 

149. Abgeordneter Teilt die Bundesregienmg die Ansicht der 

Moersch FAZ - Blick durch die Wirtschaft - (Nr. 11/213 

vom 13. September 1968 S. 1), daß die Kritik 
an dem Projekt „schneller Brüter mit Dampf- 
kühlung“ in der amerikanischen Zeitschrift 
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150. Abgeordneter 

Moersdi 


151. Abgeordneter 

Rollmann 


152. Abgeordneter 

Rollmann 


153. Abgeordneter 

Rollmann 


154. Abgeordneter 

Dr. Marx 
(Kaiserslautern) 

155. Abgeordneter 

Dr. Martin 


156. Abgeordneter 

Dr. Martin 


„Nucleonics Week" einseitige Interessen- 
standpunkte wiedergibt, nicht aber auf ge- 
sicherten Erkenntnissen neuer Art beruht? 

Wird die Bundesregierung vor möglicherweise 
folgenschweren Entscheidungen in der Reak- 
torförderung das Ergebnis der ENEA-Studie 
abwarten und zur öffentlichen Diskussion 
stellen? 

Entspricht es den Tatsachen, daß in der Bun- 
desrepublik Deutschland relativ weniger Stu- 
denten auf den wissenschaftlichen Hochschulen 
studieren und sich die Zahl der Studenten in 
den vergangenen fünf Jahren bedeutend ge- 
ringer erhöht hat als bei unseren EWG-Nach- 
barn? 

Bei Bejahung der Frage 151: welche Konse- 
quenzen wird die Bundesregierung aus die- 
sen Tatsachen für ihre Bildungspolitik ziehen? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß der 
Kulturföderalismus der elf Bundesländer in 
der Lage ist, das deutsche Schul- und Hoch- 
schulwesen auf einen Stand zu bringen, der 
uns auch morgen noch unseren Rang als füh- 
rende Industrienation sichert? 

Welche Erfahrungen sind bei der Durchfüh- 
rung des Forschungsprogramms „Tieflagerung 
radioaktiver Rückstände" gemacht worden? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Fernseh- 
universität in ihre Förderungsmaßnahmen 
nach dem Bund-Lände r-Abkommen vom 8. Fe- 
bruar 1968 einzubeziehen und sich demzufolge 
mit 50 V. H. an den Investitionskosten zu be- 
teiligen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
bei einer Femsehuniversität von dem allge- 
meinen Grundsatz, wonach sich der Bund an 
den laufenden Kosten nicht beteiligen soll, ab- 
zuweichen im Hinblick darauf, daß es sich hier- 
bei um eine überregionale Einrichtung handelt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

157. Abgeordneter Welche Gründe haben dazu geführt, daß in 
Freiherr von einer bezahlten Anzeige des Bundesministeri- 
Gemmingen ums für wirtschaftliche Zusammenarbeit in der 
Illustrierten „Stern" vom 29. September 1968 
(Seiten 162 ff.) statistische Angaben über die 
Bürgschaftsverpflichtungen des Bundes in den 
einzelnen Ländern Lateinamerikas veröffent- 
licht wurden? 


Drucksache V/3350 
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158. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, solche sta- 

Freiheix von tistischen Angaben künftig auch für andere 

Gemmingen Länder zu veröffentlichen? 

159. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 

Freiherr von daß derartige statistische Angaben vor ihrer 
Gemmingen Veröffentlichung dem Deutschen Bundestag 

und den interessierten Kreisen der deutschen 
Wirtschaft zugänglich gemacht werden sollten? 


Bonn, den 11. Oktober 1968 
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